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„Nie wieder ist jetzt! Wir müssen
uns wehren, wenn Demokratie und
Menschenrechte bedroht werden –
immer, lautstark!“
Sönke Hartlef,
Bürgermeister Stade

„Frieden, Freiheit und Demokratie
sind nicht selbstverständlich. Es
sollte für alle klar sein, dass es not-
wendig ist dafür zu kämpfen.“ 
Kai Seefried,
Landrat

„Rechtsradikale Kräfte gefährden
die Vielfalt in der Gesellschaft und
die Meinungsfreiheit. Dagegen
müssen wir uns stemmen.“
Lars Strüning,
Redaktionsleiter TAGEBLATT

„Freiheit und Demokratie sind die
Säulen unserer vielfältigen Gesell-
schaft. Es ist unsere gemeinsame
Aufgabe, diese zu schützen.“
Tamer Yüksel, Betriebsratsvorsitzen-
der Airbus-Stade

„Wir müssen den Rechtsradikalen
in diesem Land die Stirn bieten, um
die Demokratie zu stärken. Das ist
unsere Pflicht.“
Birger Hamann,
Redaktionsleiter TAGEBLATT

Wir zeigen Gesicht
für Freiheit

und Demokratie
Die Grundrechte aller Menschen zu achten
- das sollte in einer Demokratie selbstver-
ständlich sein. Doch in einer Demokratie
leben zu dürfen, ist nicht selbstverständ-
lich. Sie ist verletzlich - zum Beispiel durch
das Erstarken von Rechtsextremismus. Die
Berichte über ein Geheimtreffen von AfD-
Politikern mit Neonazis und deren Pläne
zur Deportation von Millionen Menschen

mit Migrationshintergrund haben viele er-
schüttert. Seine Meinung offen sagen zu
können, vor dem Gesetz gleich behandelt
zu werden, unabhängig von Herkunft,
Sprache oder Geschlecht: Das ist nur dank
der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung möglich. Sie ist kostbar. Es ist wich-
tig, sie zu schützen. Dafür stehen die Men-
schen, die hier Gesicht zeigen.

„Freiheit kann beängstigend und
anstrengend sein. Demokratie
ebenfalls. Beides ist absolut alter-
nativlos. Punkt.“
Ruth Meyer, Leiterin der Kulturstif-
tung Schloss Agathenburg

„Als Demokraten müssen wir zu-
sammenstehen und sollten uns zu-
sammen gegen diesen rechten Po-
pulismus mit aller Kraft wehren.“
Melanie Reinecke, CDU-Landtags-
abgeordnete

„Alle sind jetzt aufgerufen, unsere
Demokratie zu schützen und zu ver-
teidigen! Wie es mit ihr weitergeht,
das entscheiden wir alle.“
Corinna Lange,
SPD-Landtagsabgeordnete

„Kein Platz für Nazis, keine Macht
dem Rechtsextremismus, und keine
Einflussnahme durch die AfD.“

Birgit Butter,
CDU-Landtagsabgeordnete

„Eine Gesellschaft, in der das Ge-
schlecht kein Grund für Diskrimi-
nierung ist - dafür kämpfen wir
Gleichstellungsbeauftragte.“
Elena Knoop, Gleichstellungsbeauf-
tragte des Landkreises Stade

„Unsere freiheitlich-demokratische
Grundordnung ist nicht selbstver-
ständlich! Wir müssen behutsam
mit ihr umgehen und sie aktiv ge-
gen ihre Feinde schützen.“
Volker Mohr

„Die Stärke unseres Unternehmens
waren schon immer die Menschen
darin, aus aller Welt. Fremdenfeind-
lichkeit schadet unserer Branche,
unserer Region und Deutschland!“
Dirk Viebrock, Viebrockhaus

„Ich bin überzeugt, dass Sport ver-
bindet und Vielfalt bereichert. Aus-
grenzung und Hass haben im Sport
nichts zu suchen.“
Björn Protze,
Vorsitzender Kreissportbund

„Der Plan der AfD und anderen
Rechtsradikalen zur Deportierung
von Menschen mit Migrationshin-
tergrund ist unerträglich!“
Susanne Flimm,
Produzentin

„Die freiheitlichen Grundrechte
sind das wichtigste Gut unserer De-
mokratie. Diese gilt es zu schüt-
zen.“
Florence Brokowski-Shekete,
Autorin und Schulamtsdirektorin

„Unsere demokratischen Grund-
werte zu verteidigen und aufzuste-
hen gegen Rechtsextremismus, ist
für mich erste Bürgerpflicht.“
Katja Oldenburg-Schmidt,
Bürgermeisterin Buxtehude

„Geschichte darf sich nicht wieder-
holen. Wir stehen auf gegen Rechts-
radikalismus. Für uns, unsere Kinder,
Enkelkinder, Freiheit, Demokratie!
Susanne de Bruijn (FWG), Flecken-
Bürgermeisterin Harsefeld

„Mir reicht es. Jeder, der jetzt nicht
Flagge gegen Rechtsradikale zeigt,
ist mitverantwortlich, dass unsere
Demokratie den Bach runtergeht.“
XXL-Wirt Dieter Murck,
Kutenholz

Die Aktion für Freiheit und Demo-
kratie ist eine tolle Initiative, der
sich niemand entziehen kann, dem
das Grundgesetz und unser Rechts-
staat etwas bedeutet.
Fabian Stackmann

„Die freiheitliche Rechtsstaatlich-
keit ist ein Privileg, wofür Millionen
Menschen weltweit kämpfen - lasst
uns dieses auch in schweren Zeiten
nicht abwählen!“
Sandra Deutschbein, Grüne
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Wilsberg erlebt sein 80.
Abenteuer. Den Drehbuch-
schreibern gelingt dabei ei-
ne gelungene Story mit ei-
nem Blick in Münsters Ge-
schichte. � ZDF, 20.15 Uhr

„Wilsberg“ erlebt
seinen 80. Fall

TV-Tipp
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Nach einer Um-
frage des Plattdü-
ütskbüros der
Ostfriesischen
Landschaft kön-
nen sich mehr als
93 Prozent der
Befragten Ost-
friesland nicht oh-
ne Plattdeutsch
vorstellen. „Dies
belegt deutlich
die positive
Grundeinstellung
zu unserer Regio-
nalsprache und
den damit ver-
bundenen Image-
wandel“, sagte
Landschaftspräsi-
dent Rico Meck-
lenburg am Frei-
tag in Aurich.
Plattdeutsch sei
ein identitätsstif-
tendes Moment
der Region.

Foto: Schuldt/dpa

�  Norddeutschland

In Ostfriesland wird platt gesnackt

Indes haben die USA und Groß-
britannien in der Nacht zum
Freitag mit Unterstützung der
Niederlande, Kanadas, Australi-
ens und Bahrains Stellungen der
Huthi attackiert. Der Angriff sei
eine Reaktion auf die „illegalen,
gefährlichen und destabilisieren-
den“ Angriffe auf Schiffe im Ro-
ten Meer und beruhe auf dem
Recht der Selbstverteidigung,
hieß es in einer gemeinsamen
Erklärung, die auch von der Bun-
desregierung mitgetragen wur-
de. Ein Ziel der Huthi-Rebellen
ist es, ein Ende der israelischen
Angriffe im Gazastreifen zu er-
zwingen.

Über eine Beteiligung der EU
an der US-Initiative zur Siche-
rung der Handelsschifffahrt im
Roten Meer sollen die Außenmi-
nister der EU-Staaten bei einem
Treffen am 22. Januar beraten.
Nach Informationen der Deut-
schen Presse-Agentur hat der
Auswärtige Dienst der EU erste
Vorschläge für den Start eines
neuen gemeinsamen europäi-
schen Militäreinsatzes erarbeitet.
Sie sehen unter anderem die Ent-
sendung von Kriegsschiffen und
luftgestützten Frühwarnsyste-
men in das Konfliktgebiet vor.
Letztere könnten zum Beispiel
Aufklärungsflugzeuge sein.

Ob bei dem Außenminister-
treffen bereits eine politische
Grundsatzentscheidung für den
Einsatz getroffen werden kann,
war am Freitag unklar. In der
kommenden Woche sind nach
Angaben von EU-Diplomaten
weitere Vorgespräche geplant.
Die formelle Entscheidung zum
Start der Militäroperation soll im
Idealfall beim Februar-Treffen

der EU-Außenminister getroffen
werden.

Deutschland unterstützt die
Planungen. „Wir als Bundesre-
gierung stehen bereit, uns an ei-
ner Mission im Roten Meer zu
beteiligen, und sind dazu weiter

im engen Kontakt mit dem Euro-
päischen Auswärtigen Dienst
und den anderen Mitgliedstaaten
in der EU“, sagte am Mittwoch
der Sprecher des Auswärtigen
Amtes in Berlin.

Ursprünglich war geplant ge-
wesen, für die Unterstützung der
US-Initiative einfach das Mandat

der bereits existierenden Antipi-
raterie-Operation Atalanta im In-
dischen Ozean auszuweiten. Die-
ses Vorhaben scheiterte aller-
dings am Widerstand Spaniens,
das derzeit die Führungsnation
bei der Operation Atalanta ist. Als
Grund für das Veto galt ein Streit
innerhalb der spanischen Regie-
rungskoalition über eine direkte
Beteiligung des Landes an Mili-
täroperationen im Roten Meer.

Die von den USA ins Leben ge-
rufene Operation „Prosperity
Guardian“ (etwa: Hüterin des
Wohlstands) sieht vor, die inter-
nationale Militärpräsenz im Ro-
ten Meer deutlich zu verstärken
und Angriffe auf Schiffe zu ver-
hindern. Seit Ausbruch des Ga-
za-Krieges zwischen Israel und
der islamistischen Hamas greifen
dort vom Iran unterstützte Hu-
thi-Rebellen immer wieder Schif-
fe mit angeblich israelischer Ver-
bindung im Roten Meer an. Gro-
ße Reedereien meiden zuneh-
mend die Route. (dpa/mkr)

� Hintergrund

EU-Einsatz für die Schifffahrt
Europäische Militäraktion im Roten Meer geplant - USA und Verbündete greifen Huthi im Jemen an

Brüssel/London/Washington. In der

EU wird seit Wochen eine Be-

teiligung an der US-Initiative

zur Sicherung des Schiffsver-

kehrs im Roten Meer vorberei-

tet. Nach einem Rückschlag

könnte es jetzt erste Entschei-

dungen geben.
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Sprecher des Auswärtigen Amtes

„Wir als Bundesregie-
rung stehen bereit,

uns an einer Mission
im Roten Meer zu

beteiligen.“

Berlin. Die Bundesregierung
will die Anzahl der Tiere bei
Tierversuchen in der wissen-
schaftlichen Forschung
„schnellstmöglich“ reduzieren
und Tierversuche durch andere
Methoden ersetzen. „Ein wich-
tiges Vorhaben der Bundesre-
gierung ist es, die Erforschung
und Anwendung von Alterna-
tivmethoden zum Tierversuch
zu fördern. Ziel ist, die Zahl der
im Rahmen von Tierversuchen
eingesetzten Tiere schnellst-
möglich zu reduzieren“, heißt
es in der Antwort des Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsmi-
nisteriums auf eine Kleine An-

frage der Unionsfraktion. So
habe das Forschungsministeri-
um seit 1980 insgesamt bereits
680 Vorhaben zur Erforschung
dieser Alternativmethoden zum
Tierversuch mit bisher 220 Mil-
lionen Euro gefördert.

Das Ministerium räumt ein,
dass es dennoch schwierig sei,
diese Alternativmethoden in der
Praxis dann auch einzuführen,
etwa in der Arzneimittelfor-
schung. Deshalb sei das Förder-
programm 2021 stärker auf eine
„effiziente Verwertungsstrate-
gie“ der Alternativmethoden
ausgerichtet worden. „Die lang-
jährige Erfahrung in der For-
schungsförderung zeigte, dass
es zusätzlicher Aktivitäten be-

darf, um eine höhere Akzeptanz
und daraus resultierend eine
verstärkte Verbreitung geeigne-
ter Alternativmethoden zum
Tierversuch in der Anwendung
zu erlangen“, heißt es in der
Antwort.

Zudem unterlägen Tierversu-
che strenger Regelungen und
Kontrollen, so das Ministerium.
Zuständig seien die Länderbe-
hörden. Antragstellende müssten
etwa wissenschaftlich begründet
darlegen, „dass ein geplantes
Versuchsvorhaben zum Errei-
chen eines zulässigen Zwecks un-
erlässlich ist und der verfolgte
Zweck nicht durch andere Me-
thoden oder Verfahren erreicht
werden“ könne. (mar)

Weniger Tierversuche geplant
Bundesregierung lässt verstärkt Alternativen erforschen

VON BIRGIT MARSCHALL, BÜRO BERLIN

Brüssel. In der EU sind 2023 so
viele Windkraftanlagen neu ge-
baut worden wie noch nie zuvor
in einem Jahr. Nach vorläufigen
Zahlen wurden neue Windparks
mit 17 Gigawatt Leistung errich-
tet, wie der Windindustriever-
band WindEurope am Freitag
mitteilte. Zum Vergleich: Große
Kohlekraftwerke wie etwa Dat-
teln 4 haben eine Kapazität von
gut einem Gigawatt. Demnach ist
mit 14 Gigawatt Leistung der
Großteil an Land errichtet wor-
den, 3 Gigawatt Leistung entstan-
den auf See. Deutschland hat die
meisten neuen Windkapazitäten
gebaut, gefolgt von den Nieder-
landen und Schweden.

Obwohl in der EU noch nie so
viel neue Windkapazitäten in ei-
nem einzigen Jahr erbaut wor-
den seien, sei der Ausbau nicht
ausreichend, so der Verband. Er
liege weit unter den 30 Gigawatt
pro Jahr, die die EU für das Errei-
chen ihrer Klima- und Energiesi-
cherheitsziele für 2030 rein rech-
nerisch bauen müsse. (dpa/mkr)

Energie

Rekord bei
Windkraftausbau
in der EU
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Die Hansestadt Stade will
ihre Windmühle an der
Schiffertorsstraße verkau-
fen. Versucht hatte sie es
schon mal. Doch Käufer
sind nicht leicht zu finden.
Denn das Konzept des
neuen Besitzers muss die
Stadt überzeugen. Seite 17

Lokales
Mühle in Stade
zu verkaufen

Deutschland hat den Auf-
takt eindrucksvoll gewon-
nen. Einig sind sich die Ex-
perten, dass die Stimmung
gigantisch war. Die Fach-
leute haben dennoch eini-
ge Baustellen im Spiel aus-
gemacht. Seite 12

Sport Regional
Das sagen Experten
zur Handball-EM

Politiker aus dem Kreis
Stade zeigen sich erschro-
cken über die Teilnahme
des AfD-Kreisvorsitzenden
Maik Julitz an dem konspi-
rativen Treffen Rechtsext-
remer in Potsdam. Die Re-
aktionen auf den TAGE-
BLATT-Artikel. Seite 18

Lokales
Demokratie
in Gefahr

Zweirad Schier, Borsteler Reihe 44, 21635 Jork, Tel.: 04162 5156

Nach fast 50 Jahren ist jetzt 
leider Schluss, wir schließen 

unser Fahrradgeschäft.

Am Sonntag, den 

14.01.2024  
geht’s los von 10-16 Uhr.

RÄUMUNGSVERKAUF 
– wegen Geschäftsaufgabe –


